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7. Wahlperiode 

14.03.73 
Sachgebiet 404 


Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Dr. Stark (Nürtingen), Dr. Gölter, Dr. Wagner (Trier) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Neuregelung des Adoptionsrechts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deutschen Bundestag 
alsbald einen Gesetzentwurf vorzulegen, der über den am 
19. Juli 1972 vom Bundeskabinett beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Adoptionsrechts 
(Bundesratsdrucksache 70/73) hinausgehend eine umfassende 
Neuregelung des Adoptionsrechts einschließlich des Rechts der 
Adoptionsvermittlung vorsieht. Der Gesetzentwurf soll in den 
Grundzügen folgenden Grundsätzen entsprechen: 

1. Die Volladoption wird als neue Adoptionsform eingeführt. 
Sie ist die Regelrechtsform für die Adoption Minderjähriger. 
Die Adoptionsform des geltenden Rechts bleibt daneben vor 
allem für die Adoption Volljähriger und in Ausnahmefällen 
auch für die Adoption Minderjähriger bestehen. 

2. Grundsätze für die Regelung der Volladoption. 

a) Das anzunehmende Kind muß minderjährig und unver- 
heiratet sein. 

b) Der Annehmende soll wenigstens 25 Jahre und höchstens 
60 Jahre alt sowie unbeschränkt geschäftsfähig sein. 
Zwischen ihm und dem Kind soll ein Altersunterschied 
bestehen, der ein natürliches Eltern-Kind-Verhältnis 
gewährleistet. 

Ehegatten sollen Kinder nur gemeinschaftlich annehmen. 
Ihre Ehe muß bereits fünf Jahre bestehen. 

Außer vom Erfordernis der unbeschränkten Geschäfts- 
fähigkeit des Annehmenden kann von diesen Erforder- 
nissen auf Antrag Befreiung erteilt werden, wenn es 
dem Wohl des Adoptivkindes dient. 

Der Adoption steht nicht entgegen, daß der Annehmende 
bereits leibliche Abkömmlinge hat. Berechtigte Interes- 
sen der leiblichen Abkömmlinge dürfen der Adoption 
jedoch nicht zuwiderlaufen. 
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c) In die Adoption müssen bei einem ehelichen Kind die 
Eltern und bei einem nichtehelichen Kind die Mutter 
sowie im übrigen das Kind selbst, wenn es das 14. Le- 
bensjahr vollendet hat, der gesetzliche Vertreter des 
Kindes und der Ehegatte des Annehmenden einwilligen. 
Der Einwilligung bedarf es nicht, wenn der Berechtigte 
auf absehbare Zeit zur Abgabe einer Erklärung außer- 
stande ist oder sein Aufenthalt nicht ermittelt werden 
kann. 

Der Vater eines nichtehelichen Kindes ist vor dessen 
Adoption zu hören. 

Die Einwilligung eines Elternteils kann erst erteilt wer- 
den, wenn das Kind drei Monate alt ist. 

Mit der Abgabe der Einwilligungserklärung ruht das 
Recht des Einwilligenden, für die Person und das Ver- 
mögen des Kindes zu sorgen. Dies gilt nicht für den 
Elternteil, dessen Ehegatte das Kind adoptiert. 

Die verweigerte oder unterbliebene Einwilligung eines 
Elternteils, des gesetzlichen Vertreters oder des Ehe- 
gatten des Annehmenden kann auf Antrag des Kindes 
oder des Annehmenden ersetzt werden. Voraussetzung 
dafür ist 

— bei der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, daß 
die Adoption dem Wohl des Kindes dient, 

— bei der Einwilligung des Ehegatten, daß die Adoption 
überwiegende Interessen dieses Ehegatten nicht ge- 
fährdet, wobei vermögensrechtliche Interessen nicht 
den Ausschlag geben dürfen, und 

— bei der Einwilligung eines Elternteils, daß das Unter- 
bleiben der Adoption dem Kind zum erheblichen 
Nachteil gereichen würde und der Elternteil seine 
Pflichten gegenüber dem Kind dauernd gröblich ver- 
letzt oder dem Kind Pflege und Erziehung dauernd 
nicht gewährt. 

d) Den Eltern des Kindes und seinem gesetzlichen Vertreter 
brauchen die Person und der Name des Annehmenden 
ebenso wenig mitgeteilt zu werden wie dem Annehmen- 
den die Person und der Name der Eltern oder des gesetz- 
lichen Vertreters (Inkognito- Adoption). 

e) Die Adoption erfolgt auf Antrag des Annehmenden durch 
staatlichen Hoheitsakt. 

Dem Antrag ist nur stattzugeben, wenn die Adoption 
dem Wohl des Kindes dient und die Entwicklung eines 
dem natürlichen Eltern-Kind-Verhältnis entsprechenden 
Familienbandes zu erwarten ist. 

f) Mit der Adoption erhält das Kind im Verhältnis zum An- 
nehmenden und zu dessen Verwandten in jeder Be- 
ziehung dieselbe Rechtsstellung wie ein eheliches Kind 
des Annehmenden. Die entsprechenden Rechtsbeziehun- 
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gen zu den leiblichen Verwandten aufsteigender Linie 
erlöschen. Adoptiert ein Ehegatte das Kind seines Ehe- 
gatten, so erlöschen allein die Rechtsbeziehungen zum 
anderen Elternteil und dessen Verwandten. 

g) Das Kind erhält den Familiennamen des Annehmenden, 
bei der Annahme durch Ehegatten den Familiennamen 
des Vaters. In der Entscheidung über die Adoption kann 
auf Antrag des Kindes oder des Annehmenden eine an- 
dere Namensführung gestattet und ein weiterer Vor- 
name für das Kind bestimmt werden. 

h) Die Adoption kann auf Antrag eines Betroffenen oder 
während der Minderjährigkeit des Kindes auch auf An- 
trag des Jugendamtes durch staatlichen Hoheitsakt auf- 
gehoben werden. 

Aufhebungsgründe sind, daß 

— ein Antrag fehlte oder die Einwilligungserklärung 
eines Elternteils oder des Kindes nicht vorlag und 
auch nicht ersetzt wurde oder ihre Abgabe oder die 
Antragstellung durch arglistige Täuschung, wider- 
rechtliche Drohung oder Irrtum über den Inhalt der 
Erklärung bestimmt waren und durch die Aufhebung 
das Wohl des Kindes nicht erheblich gefährdet wird, 

— die Aufhebung zum Wohl des Kindes oder - wenn 
das Kind bereits volljährig ist - im Interesse des 
Annehmenden aus schwerwiegenden Gründen erfor- 
derlich ist. 

i) Mit der Aufhebung erlöschen die Rechtsbeziehungen des 
Kindes zum Annehmenden und zu dessen Verwandten. 
Die Rechtsbeziehungen zu den leiblichen Verwandten 
leben wieder auf. Das Kind erlangt seinen früheren 
Familiennamen zurück. Auf Antrag des Kindes oder - 
wenn das Kind noch minderjährig ist - des Jugendamtes 
können in der Entscheidung über die Aufhebung hiervon 
abweichende Anordnungen über die Ausübung der Sorge 
für die Person und das Vermögen des Kindes sowie über 
den Familiennamen des Kindes getroffen werden. 

j) Sachlich zuständig für alle Entscheidungen und für die 
Entgegennahme aller Anträge und Erklärungen, die die 
Adoption oder ihre Aufhebung betreffen, ist das Vor- 
mundschaftsgericht. örtlich zuständig ist allein das Ge- 
richt, bei dem bereits eine Vormundschaft oder Pfleg- 
schaft für das anzunehmende Kind besteht, sonst das für 
den Wohnsitz oder den Aufenthaltsort des anzunehmen- 
den Kindes zuständige Gericht. 

3. Die Bestimmungen des geltenden Adoptionsrechts sind 
wenigstens in folgenden Punkten an die entsprechenden 
Vorschriften des Rechts der Volladoption anzugleichen: 
Mindestalter des Annehmenden, Altersunterschied zwi- 
schen Annehmenden und Anzunehmendem, Grundsatz der 
gemeinschaftlichen Adoption durch Ehegatten, Mindestehe- 
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dauer, Verzicht auf das Erfordernis der Kinderlosigkeit, Ab- 
sehen von einer Einwilligung, Ersetzen von Einwilligungen, 
Entscheidungsmaßstäbe des Gerichts, Sonderanordnungen 
über die Ausübung der Sorge für die Person und das Ver- 
mögen sowie über den Familiennamen bei der Aufhebung, 
sachliche und örtliche Zuständigkeit des Vormundschafts- 
gerichts. 

Es ist zu erwägen, auch für die Adoptionsform des geltenden 
Rechts vorzusehen, daß die Adoption und die Aufhebung 
der Adoption nur durch staatlichen Hoheitsakt erfolgen 
können. 

4. Hauptgrundsätze für die Regelung des Adoptionsvermitt- 
lungsrechts. 

a) die Adoptionsvermittlung ist nur den Landesjugend- 
ämtern, den Jugendämtern, der Inneren Mission, dem 
Deutschen Caritasverband und der Arbeiterwohlfahrt 
sowie den Fachverbänden gestattet, die hierzu für geeig- 
net erklärt werden. 

b) Adoptionsstellen sind mit Fachkräften im Sinne des § 16 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes zu besetzen. 

c) Die Errichtung regionaler Adoptionsvermittlungsstellen 
sowie einer Zentralen Vermittlungs- und Prüfungsstelle 
ist anzustreben. 


Bonn, den 14. März 1973 


Rollmann 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Gölter 

Dr. Wagner (Trier) 

Frau Berger (Berlin) 

Berger 

Dr. Dregger 

Entrup 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Freiherr von Fircks 
Gerster (Mainz) 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Jenninger 

Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Miltner 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Stavenhagen 
Thürk 

Vogel (Ennepetal) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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